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Wasser- und Abwassergebühren werden in vielen Gemeinden steigen

Förderrichtlinien Wasserwirtschaft zulasten der Gebührenzahler geändert

Stuttgart. Nur wenige Gemeinden werden ab 1. Januar 2005 noch Zuschüsse für den Bau von Kläranlagen und Abwasserkanälen bekommen. Das werde zu einer steigenden Gebührenbelastung für die Bürger führen, erwartet der Gemeindetag Baden-Württemberg.

Der Schwellenwert, ab dem es eine Förderung gibt, sei auf 5,50 Euro je Kubikmeter angehoben worden. Eine so hohe Wasser- und Abwassergebühr haben nur wenige Gemeinden im Land. Wenn in vielen Städten und Gemeinden die Förderung aus dem Kommunalen Umweltfonds wegfällt, werden die Wasser- und Abwassergebühren spürbar ansteigen. „Damit wird ein für Bürger, Gemeinden im ländlichen Raum und Umwelt weiterhin notwendiges Förderprogramm an die Wand gefahren,“ sagte Gemeindetagssprecher Harald Burkhart.

Zuschüsse aus dem Kommunalen Finanzausgleich zum Bau von Abwasserbeseitigungsanlagen gab es bisher für Gemeinden, die wegen ihrer topographischen Lage oder ihrer Siedlungsstruktur besonders hohe Wasser- und Abwassergebühren erheben müssen. Die Förderung soll diese Nachteile ausgleichen und eine landesweit gleichwertige Abwasserbehandlung sicher stellen. Dieser Ausgleich sei nach der Änderung der Förderrichtlinien durch die Landesregierung nicht mehr gewährleistet, weil es kaum noch anspruchsberechtigte Gemeinden gebe.

An der richtigen Stelle sparen

Einsparungen müssten auf der Ausgabenseite ansetzen, so der Gemeindetag. Die Haushalte im Land seien fast flächendeckend an die öffentliche Kanalisation angeschlossen. Da sei es nicht mehr vertretbar, weiterhin Kommunen mit Millionenaufwand zum Anschluss von Einzelgrundstücken und Gehöften im Außenbereich zu verpflichten. Gleichzeitig erforderten die bestehenden Leitungen im Innenbereich in den künftigen Jahren Sanierungsmaßnahmen in Milliardenhöhe, berichtete der Gemeindetag.


Die Wasserbehörden müssten zu einer strengeren Kosten-/Nutzenanalyse verpflichtet werden. Der im internationalen Vergleich sehr hohe baden-württembergische Standard bei der Abwasserreinigung ermögliche zudem eine zeitliche Streckung der Investitionen. Die Landesregierung solle die rechtlichen Grundlagen für ein begrenztes Abwassermoratorium schaffen. „Die Gebühren und Beiträge der Bürger müssen auch im Umweltschutz effektiv eingesetzt werden,“ verlangte Burkhart.
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